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Wahlordnung der Studierendenschaft der 

Hochschule Hamm-Lippstadt vom 07.12.2010 
in der Fassung vom 17.07.2014 

 
 

Aufgrund des § 54 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hochschulgesetz-HG) vom 31. Oktober 2006 
(GV.NRW. S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesundheitsfachhochschulgesetz vom 08. 
Oktober 2009 (GV.NRW. S. 507) hat der Präsi-
dent der Hochschule Hamm-Lippstadt gem. § 2 
Abs. 2 Fachhochschulausbaugesetz vom 21. Ap-
ril 2009 (GV.NRW. S. 255) in Wahrnehmung der 
Aufgaben und Befugnisse des Studierendenpar-
laments der Hochschule Hamm-Lippstadt die fol-
gende Wahlordnung beschlossen: 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 

Die Wahlordnung gilt für die Wahlen zum Studie-
rendenparlament. 

 
§ 2 

Zeitpunkt der Wahlen 
 

(1) Der Wahltermin soll vorzugsweise im Zeitraum 
November/Dezember liegen und so gelegt wer-
den, dass die größtmögliche Anzahl von Studie-
renden wählen kann. 

 
(2) Im ersten Wahljahr (2011) wird der Termin durch 

den Wahlausschuss festgelegt. In den Folgejah-
ren wird der Wahltermin durch das Studierenden-
parlament beschlossen. 

 
§ 3 

Wahlorgane/Zusammensetzung 
 

(1) Wahlorgane sind der Wahlausschuss und der 
Wahlleiter oder die Wahlleiterin. 

 
(2) Der Wahlausschuss besteht aus fünf Mitgliedern 

und der gleichen Anzahl von Stellvertretern oder 
Stellvertreterinnen, die nicht Mitglied des AStA 
sein dürfen. 

 
(3) Bei der Besetzung des Wahlausschusses ist 

nach dem d'Hondtschen Höchstzahlverfahren 
das Stärkeverhältnis aufgrund der Sitzverteilung 
im Studierendenparlament zugrunde zu legen. 

 
§ 4 

Wahl des Wahlausschusses und  
des Wahlleiters oder der Wahlleiterin 

 
(1) Die im Studierendenparlament vertretenen Grup-

pen haben bei der Besetzung des Wahlaus-
schusses ein Vorschlagsrecht. Jede Gruppe darf 
so viele Kandidaten oder Kandidatinnen vor-
schlagen, wie ihr Sitze im Wahlausschuss gem. § 
3 Abs. 3 zustehen. Zusätzlich darf sie Ersatzmit-
glieder in einer von ihr festzulegenden Rangfolge 
vorschlagen. 

 
(2) Die so vorgeschlagenen Kandidaten und Kandi-

datinnen gelten durch die Feststellung des Präsi-
denten oder der Präsidentin des Studierenden-
parlaments als gewählt. Beim Ausscheiden eines 
Mitglieds wird vom Präsidenten oder der Präsi-

dentin unverzüglich gemäß der festgelegten 
Rangfolge ein Ersatzmitglied benannt. 

 
(3) Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte den 

Vorsitzenden (Wahlleiter) oder die Vorsitzende 
(Wahlleiterin) und dessen/deren Stellvertreter/in. 

 
(4) Bei der ersten Wahl im Jahr 2011 wird der Wahl-

ausschuss durch den Präsidenten der Hochschu-
le Hamm-Lippstadt bestimmt. Danach wird der 
Wahlausschuss vom Studierendenparlament bes-
timmt. 

 
§ 5 

Einberufung des Wahlausschusses 
 

(1) Zu seiner konstituierenden Sitzung des Wahlaus-
schusses werden die Mitglieder im Jahr 2011 
durch den Präsidenten der Hochschule Hamm-
Lippstadt und in den darauffolgenden Jahren 
durch die Präsidentin oder den Präsidenten des 
Studierendenparlaments eingeladen. Die Namen 
der Mitglieder werden im Jahr 2011 durch das 
Campus Office hochschulöffentlich durch Aus-
hänge an den dafür vorgesehenen Informations-
tafeln der Studierendenschaft in Hamm und Lip-
pstadt, und danach durch die Präsidentin oder 
den Präsidenten des Studierendenparlaments 
durch Aushänge in den Standorten bekannt ge-
geben. Die konstituierende Sitzung hat mindes-
tens 50 Tage vor dem ersten Wahltag stattzufin-
den. 

 
(2) Die weiteren Sitzungen des Wahlausschusses 

sind durch den Wahlleiter oder die Wahlleiterin 
vorzubereiten, einzuberufen und zu leiten. Die 
Sitzungen sind mindestens drei Tage vorher 
hochschulöffentlich bekannt zu geben. Die 
Sitzungen sind öffentlich. 

 
(3) Der Wahlausschuss ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend 
sind. Ist der Wahlausschuss nicht beschlussfähig, 
findet innerhalb von sieben Vorlesungstagen eine 
Wiederholungssitzung statt. Auf den Wiederho-
lungstermin ist bereits in der Einladung zur ersten 
Sitzung hinzuweisen. 

 
(4) Kommt der Wahlleiter oder die Wahlleiterin sei-

nen/ ihren Aufgaben (Einberufung etc.) nicht 
nach, werden seine/ihre Aufgaben durch den 
Stellvertreter oder die Stellvertreterin des Wahllei-
ters oder der Wahlleiterin wahrgenommen. Das 
gleiche gilt bei Verhinderung des Wahlleiters oder 
der Wahlleiterin. 

 
§ 6 

Weitere Bestimmungen 
 

(1) Der Wahlausschuss fertigt über seine Sitzungen 
Niederschriften an, die von allen anwesenden 
Mitgliedern des Wahlausschusses zu unterzeich-
nen sind und Angaben enthalten über 

1. Tag und Ort der Sitzung 
2. Gegenstand der Beratungen und Bes-

chlussfassung 
3. Ergebnis der Beratungen und Be-

schlussfassung. 
 

(2) Die Protokolle der Wahlausschusssitzungen sind 
innerhalb von drei Vorlesungstagen nach der je-
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weiligen Sitzung an den dafür vorgesehenen In-
formationstafeln der Studierendenschaft in Hamm 
und in Lippstadt zu veröffentlichen. 

 
(3) Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin führt die Be-

schlüsse des Wahlausschusses durch und infor-
miert die Hochschulleitung über den Ablauf des 
Wahlverfahrens und das Wahlergebnis. Bei der 
Mitteilung über das Wahlergebnis ist, soweit Per-
sonen betroffen sind, den Bestimmungen des Da-
tenschutzes Rechnung zu tragen und insbeson-
dere darauf hinzuweisen, dass Personendaten 
und Namen ohne Einverständnis der betroffenen 
Personen nicht weitergegeben oder Dritten zu-
gänglich gemacht werden dürfen. 

 
(4) Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin sichert in Ab-

stimmung mit der Hochschulverwaltung die tech-
nische Vorbereitung und Durchführung der Wahl. 

 
§ 7 

Verwaltungshilfe durch die Hochschulverwaltung 
 

(1) Auf Antrag der Studierendenschaft leistet die 
Hochschulverwaltung Verwaltungshilfe bei der 
Durchführung der Wahl. 

 
(2) Der Antrag auf Verwaltungshilfe an die Hoch-

schulverwaltung ist durch den Wahlleiter oder die 
Wahlleiterin zu stellen. 

 
(3) Dem Antrag auf Verwaltungshilfe gemäß Abs. 1 

ist zu entsprechen, soweit die beantragte Hilfe bei 
der Durchführung der Wahl notwendig ist und die 
Studierendenschaft nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig höherem Aufwand in der Lage ist, die 
Leistungen selbst zu erbringen. 

 
§ 8 

Wahlhelfer und Wahlhelferinnen/Wahlhilfe 
 

(1) Der Wahlausschuss kann wahlberechtigte Mit-
glieder der Studierendenschaft mit ihrem Einver-
ständnis als Wahlhelfer oder Wahlhelferin zu sei-
ner Unterstützung bei der Durchführung der Wah-
len bestellen. Bei der Berufung der Helfer und 
Helferinnen sollen nach Möglichkeit die im Stu-
dierendenparlament vertretenen Gruppen und die 
kandidierenden Gruppen, die im Studierenden-
parlament nicht vertreten sind, angemessen be-
rücksichtigt werden. 

 
(2) Die Wahlhelfer und Wahlhelferinnen werden vom 

Wahlleiter oder der Wahlleiterin über ihre Tätig-
keiten und Pflichten schriftlich belehrt. Sie haben 
den Erhalt der Belehrung durch Unterschrift zu 
bestätigen. 

 
(3) Wahlberechtigte können sich der Hilfe einer Ver-

trauensperson bedienen, soweit dies wegen einer 
Behinderung infolge eines körperlichen Gebre-
chens notwendig ist. 

 
§ 9 

Wahlausschreiben 
 

(1) Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin erlässt spä-
testens am 25. Tage vor dem ersten Wahltag ein 
Wahlausschreiben. Das Ausschreiben ist durch 
Aushang an den dafür vorgesehenen Informati-
onstafeln der Studierendenschaft Hamm und Lip-
pstadt bekannt zu machen. Der Aushang erfolgt 
bis zum letzten Tag der Stimmabgabe. 

 
(2) Das Wahlausschreiben muss mindestens folgen-

de Angaben enthalten: 

1. Ort und Datum der Veröffentli-
chung, 

2. die Wahltage, 
3. Ort und Zeit der Stimmabgabe, 
4. die Bezeichnung des zu wählen-

den Organs, 
5. die Zahl der zu wählenden Mit-

glieder, 
6. die Frist, innerhalb derer Wahlvor-

schläge eingereicht werden kön-
nen, 

7. das für die Entgegennahme zu-
ständige Organ, 

8. Ort und Zeit, an dem die Wahlvor-
schläge abgegeben werden kön-
nen, 

9. eine Darstellung des Wahlsys-
tems, 

10. Hinweise darauf, dass nur wählen 
kann, wer in das WählerInnenver-
zeichnis eingetragen ist, 

11. einen Hinweis auf Ort und Zeit der 
Auslegung des WählerInnenver-
zeichnisses, 

12. Hinweis auf die Möglichkeit, beim 
Wahlleiter oder der Wahlleiterin 
Einspruch gegen die Richtigkeit 
des WählerInnenverzeichnisses 
einzulegen, 

13. einen Hinweis auf die Möglichkeit 
der Briefwahl und die hierfür zu 
beachtenden Fristen. 

 
§ 10 

WählerInnenverzeichnis 
 

(1) Der Wahlausschuss stellt spätestens bis zum 25. 
Tag vor dem ersten Wahltag ein Verzeichnis auf, 
das Familiennamen und Vornamen und Matrikel-
Nr. der Wahlberechtigten enthält (WählerInnen-
verzeichnis). Die Aufstellung erfolgt getrennt nach 
Standorten. Den Erfordernissen des Datenschut-
zes ist Rechnung zu tragen. 

 
(2) Das WählerInnenverzeichnis ist vom Tage der 

Aufstellung bis zum 15. Tage vor dem ersten 
Wahltag an den vom Wahlausschuss zu bestim-
menden Stellen zu hinterlegen. 

 
(3) Jedes Mitglied der Studierendenschaft kann beim 

Wahlleiter oder der Wahlleiterin innerhalb der 
Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift 
Einspruch gegen die Richtigkeit des WählerIn-
nenverzeichnisses einlegen. Über den Einspruch 
entscheidet der Wahlausschuss unverzüglich, 
spätestens jedoch bis zum 12. Tag vor dem 
ersten Wahltag. 

 
§ 11 

Wahlvorschläge 
 

(1) Die Wahlvorschläge sind bis zum 22. Tage vor 
dem ersten Wahltag beim Wahlleiter oder der 
Wahlleiterin bzw. bei den vom Wahlleiter oder der 
Wahlleiterin bestimmten Helfern und Helferinnen 
einzureichen. Für jede der ausgeschriebenen 
Wahlen sind gesonderte Wahlvorschläge zu un-
terbreiten. 

 
(2) Jeder und jede Wahlberechtigte kann sich selbst 

oder andere Wahlberechtigte zur Wahl vorschla-
gen. Der Wahlvorschlag muss von einem vom 
Tausend der Wahlberechtigten, mindestens von 
fünf Wahlberechtigten persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Mit dem Wahlvorschlag 
ist eine unwiderruflich unterschriebene Erklärung 
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jedes Kandidaten oder jeder Kandidatin einzu-
reichen, dass er oder sie der Aufnahme in den 
Wahlvorschlag zugestimmt hat. 

 
(3) Der Wahlvorschlag muss enthalten: 

1. Name und Vorname sowie Matrikel-Nr. der 
Kandidaten und Kandidatinnen; 

2. Anschriften der Kandidaten und Kandida-
tinnen; 

3. Standortzugehörigkeit des Kandidaten oder 
der Kandidatin; 

4. Bezeichnung, für welche Wahl er gelten 
soll. 
 

(4) Die Wahlvorschläge sind auf Vordrucken abzu-
geben, die der Wahlausschuss rechtzeitig verteilt. 

 
(5) Dem Wahlvorschlag muss zu entnehmen sein, 

wer gegenüber dem Wahlorgan zur Entgegen-
nahme von Erklärungen und Entscheidungen be-
rechtigt und wer zur Abgabe von Erklärungen ge-
genüber dem Wahlorgan befugt ist. Fehlt diese 
Angabe, so gilt der Kandidat oder die Kandidatin 
als berechtigt und befugt, der oder die an erster 
Stelle der Wahlliste steht. 

 
(6) Wahlvorschläge zu den standortbezogenen Wah-

len zum Studierendenparlament dürfen nur auf 
Mitglieder des jeweiligen Standortes lauten. Sind 
auf den Wahlvorschlägen Namen von Kandidaten 
oder Kandidatinnen oder Vorschlagenden enthal-
ten, die nicht dem betreffenden Standort angehö-
ren, so werden diese gestrichen. Das gleiche gilt 
für die hochschulweiten Wahlvorschläge für die 
Wahlen zum Studierendenparlament, wenn in 
ihnen Kandidaten oder Kandidatinnen oder Vor-
schlagende benannt sind, die nicht wählbar bzw. 
wahlberechtigt sind. 

 
(7) Ein Kandidat oder eine Kandidatin darf für die je-

weilige Wahl nicht in mehrere Wahlvorschläge 
aufgenommen werden. Ein Kandidat oder eine 
Kandidatin, der oder die auf einer standortbezo-
genen Wahlliste zum Studierendenparlament 
kandidiert, kann jedoch auch auf der hochschul-
weiten Wahlliste kandidieren, mit der die stand-
ortsbezogene Wahlliste eine Listenverbindung 
eingegangen ist. Bei Nichtbeachtung dieser Be-
stimmung ist der Kandidat oder die Kandidatin 
auf der zuerst eingegangenen Wahlliste zu be-
lassen und aus den weiteren Wahllisten zu strei-
chen. 

 
(8) Ein Wahlberechtigter oder eine Wahlberechtigte 

darf für dieselbe Wahl nicht mehrere Wahlvor-
schläge unterzeichnen. Ein Wahlberechtigter o-
der eine Wahlberechtigte, der oder die eine 
standortsbezogene Wahlliste für die Wahl zum 
Studierendenparlament unterzeichnet hat, kann 
jedoch die hochschulweite Wahlliste unterzeich-
nen, mit der die standortsbezogene Wahlliste, für 
die er oder sie unterzeichnet hat, eine Listenver-
bindung eingegangen ist. Bei Nichtbeachtung ist 
die Unterschrift auf dem zuerst eingegangenen 
Wahlvorschlag gültig; auf den später eingegan-
genen Wahlvorschlägen werden die Unterschrif-
ten gestrichen. Sind die beanstandeten Wahlvor-
schläge gleichzeitig eingegangen, entscheidet 
das Los, auf welchem Wahlvorschlag die Unter-
schrift verbleibt und auf welchem sie gestrichen 
wird. 

 
 
 
 
 

§ 12 
Berichtigung von Wahlvorschlägen 

 
(1) Wahlvorschläge, die innerhalb der Frist des § 11 

Abs. 1 Satz 1 eingereicht worden sind, sind vom 
Wahlausschuss auf der Sitzung des Wahlaus-
schusses, die spätestens am 22. Tage vor dem 
ersten Wahltag stattfindet und auf dessen Sitzung 
über die Gültigkeit der Wahlvorschläge entschie-
den wird, zu prüfen. 

 
(2) Ungültig sind die Wahlvorschläge, die nicht auf 

den vom Wahlausschuss ausgegebenen Vordru-
cken eingereicht werden und die insbesondere 
nicht den Vorschriften des § 11 entsprechen. 
Wahlvorschläge, die den Anforderungen nicht 
entsprechen, sind unter Angabe der Gründe un-
verzüglich zurückzugeben. 

 
(3) Die Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl-

vorschläge trifft der Wahlausschuss. Gegen die 
Zurückweisung eines Wahlvorschlages kann spä-
testens bis zum 19. Tage vor dem ersten Wahltag 
schriftlich Beschwerde beim Wahlausschuss ein-
gereicht werden. Anstelle einer Beschwerde kann 
ein Wahlvorschlag, auf dem die Mängel, die zur 
Ablehnung des Wahlvorschlages führten, besei-
tigt sind, abgegeben werden. Der Wahlvorschlag 
ist alsdann als gültig anzuerkennen, soweit nicht 
neue Mängel aufgetreten sind. Über form- und 
fristgerecht eingelegte Beschwerden bzw. berich-
tigte Wahlvorschläge entscheidet der Wahlaus-
schuss spätestens bis zum 16. Tag vor dem ers-
ten Wahltag. Die Beschwerdeentscheidung ist 
endgültig, sie schließt die Erhebung eines Ein-
spruchs im Wahlprüfungsverfahren nicht aus. 

 
§ 13 

Nachfrist 
 

(1) Ist nach Ablauf der Frist gemäß § 11 Abs. 1 Satz 
1 und ggf. nach Ablauf der Berichtigungsfrist ge-
mäß § 12 Abs. 3 für eine der ausgeschriebenen 
Wahlen nicht mindestens ein gültiger Wahlvor-
schlag eingegangen, so gibt der Wahlausschuss 
unverzüglich bekannt, für welche Wahlen kein 
Wahlvorschlag vorliegt. Gleichzeitig fordert er un-
ter Hinweis auf die Folgen fehlender Wahlvor-
schläge zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
innerhalb einer Nachfrist von drei Tagen auf. Das 
gleiche gilt, wenn die Wahlvorschläge für eine der 
einzelnen Wahlen insgesamt weniger Kandidaten 
benennen, als Vertreter oder Vertreterinnen zu 
wählen sind. 

 
(2) Entspricht auch nach Ablauf der Nachfrist gemäß 

Absatz 1 Satz 2 keiner der eingereichten Wahl-
vorschläge den Anforderungen, so wird unver-
züglich das Wahlverfahren von den bestehenden 
Wahlorganen auf der Grundlage des bereits auf-
gestellten WählerInnenverzeichnisses nach Maß-
gabe dieser Wahlordnung wiederholt; insbeson-
dere bestimmt der Wahlausschuss unverzüglich 
einen neuen Wahltermin. 

 
§ 14 

Bezeichnung der Wahlvorschläge 
 

Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin versieht die 
gültigen Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihres 
Eingangs mit Ordnungsnummern (Liste 1, Liste 2 
etc.). Ist ein Wahlvorschlag berichtigt worden, so 
ist der Zeitpunkt des Eingangs des berichtigten 
Wahlvorschlages insoweit maßgebend. 
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§ 15 
Bekanntgabe der Wahlvorschläge 

 
Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin gibt spätes-
tens am 14. Tage vor dem ersten Wahltag die als 
gültig zugelassenen Wahlvorschläge mit Aushang 
an jedem Standort der Hochschule Hamm-
Lippstadt und im Jahre 2010 an den dafür vorge-
sehenen Informationstafeln der Studierenden-
schaft in Hamm und Lippstadt bekannt. 

 
§ 16 

Wahlberechtigung 
 

(1) Wahlberechtigt bei der Wahl zum Studierenden-
parlament sind die Mitglieder der Studierenden-
schaft, die am 25. Tage vor dem ersten Wahltag 
Mitglieder der Studierendenschaft sind. Das glei-
che gilt für die Wählbarkeit. 

 
(2) Zweit-und GasthörerInnen haben weder das akti-

ve noch das passive Wahlrecht. 
 

(3) Absatz 1 und 2 gelten auch für die standortsbe-
zogenen Wahllisten für die Wahlen zum Studie-
rendenparlament. Mitglieder der Studierenden-
schaft, die mehrere Studienfächer belegt haben, 
können nur einmal wählen bzw. gewählt werden. 

 
§ 17 

Stimmzettel 
 

(1) Bei der Wahl sind amtliche Stimmzettel zu ver-
wenden. 

 
(2) Für die Herstellung der amtlichen Wahlunterlagen 

ist der Wahlleiter oder die Wahlleiterin zuständig. 
 

(3) Der Stimmzettel enthält die Bezeichnung der 
Wahllisten mit den Namen der Kandidaten und 
Kandidatinnen in der Reihenfolge, wie sie auf den 
Wahlvorschlägen aufgeführt sind, sowie ihre 
Standortzugehörigkeit. 

 
(4) Für die einzelnen Wahlen werden unterschiedli-

che Stimmzettel verwendet. Die Stimmzettel wei-
sen Merkmale nach Art der Wahl aus, soweit dies 
zur Feststellung der Gültigkeit der Stimmabgabe 
erforderlich ist. Sonstige Abweichungen in der 
Beschaffenheit der Stimmzettel sind unzulässig. 

 
§ 18 

Stimmabgabe 
 

(1) Der Wähler oder die Wählerin gibt seine Stimme 
in der Weise ab, dass er seine oder sie ihre Ent-
scheidung durch ein auf den Stimmzettel gesetz-
tes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kennt-
lich macht. 

 
(2) Daraufhin faltet der Wähler oder die Wählerin den 

Stimmzettel so, dass die unbeschriftete Seite 
nach außen zeigt. 

 
(3) Der Wähler oder die Wählerin muss sich auf Ver-

langen durch eine aktuelle Immatrikulationsbe-
scheinigung in Verbindung mit einem amtlichen 
Lichtbildausweis ausweisen können. 

 
(4) Die Wahlhandlung ist öffentlich. 

 
(5) Zeit und Ort der Stimmabgabe ist vom Wahlaus-

schuss auf seiner konstituierenden Sitzung fest-
zulegen. Die Wahlzeit liegt mindestens in der Zeit 
von 10.00 - 14.00 Uhr. 

 

§ 19 
Briefwahl 

 
(1) Wahlberechtigte können ihr Wahlrecht auch 

durch Briefwahl ausüben. Der Antrag auf Brief-
wahl ist an den Wahlleiter oder die Wahlleiterin 
zu richten; er kann formlos gestellt werden. An-
trägen auf Briefwahl ist nur dann stattzugeben, 
wenn sie spätestens bis zum vierten Tage vor 
dem ersten Wahltag beim Wahlleiter oder der 
Wahlleiterin eingegangen sind. 

 
(2) Der Briefwähler oder die Briefwählerin erhält als 

Briefwahlunterlagen den Stimmzettel, den Wahl-
umschlag, den Wahlschein und einen Wahlbrief-
umschlag. Der Wahlausschuss hat die Aushändi-
gung oder Übersendung im WählerInnenver-
zeichnis zu vermerken. Will der Briefwähler oder 
die Briefwählerin an der Urnenwahl teilnehmen, 
so hat er oder sie die Nichtausübung des Brief-
wahlrechts durch Rückgabe der Briefwahlunterla-
gen zu beweisen. Für diesen Fall erfolgt eine 
entsprechende Eintragung im WählerInnen-
verzeichnis. 

 
(3) Bei der Briefwahl hat der Wähler oder die Wähle-

rin dem Wahlleiter oder der Wahlleiterin im ver-
schlossenen Wahlbriefumschlag 

1. seinen oder ihren Wahlschein 
2. in einem besonderen Wahlumschlag 

seinen oder ihren Stimmzettel so recht-
zeitig zuzuleiten, dass der Wahlbrief-
umschlag spätestens am letzten Wahl-
tag innerhalb der festgelegten Dauer 
der Wahlzeit eingeht. 

 
(4) Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin sammelt die 

bei ihm oder ihr eingegangenen Wahlbriefum-
schläge und hält sie bis zum Schluss der Ab-
stimmung unter Verschluss. 

 
(5) Unmittelbar nach Ablauf der Abstimmungszeit 

übergibt der Wahlleiter oder die Wahlleiterin die 
eingegangenen Wahlbriefumschläge dem Wahl-
ausschuss zur Prüfung und Auszählung der 
Stimmen. 

 
(6) Verspätet eingehende Wahlbriefumschläge blei-

ben unberücksichtigt. 
 

§ 20 
Wahlsicherung 

 
(1) Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin hat spätes-

tens bis zum dritten Tag vor dem ersten Wahltag 
Vorkehrungen dafür zu treffen, dass der Wähler 
oder die Wählerin bei der Wahl seinen oder ihren 
Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und in 
den Umschlag legen kann, dass die erforderliche 
Zahl von Wahlurnen zur Verfügung steht und in 
den Wahlräumen Stimmzettel in ausreichender 
Zahl bereitgehalten werden. 

 
(2) Für die Aufnahme der Stimmzettel sind ver-

schließbare Wahlurnen zu verwenden, die so be-
schaffen sein müssen, dass die eingeworfenen 
Stimmzettel nicht vor dem Öffnen der Urnen ent-
nommen werden können. Vor Beginn der Stimm-
abgabe hat sich der Wahlleiter oder die Wahllei-
terin davon zu überzeugen, dass die Wahlurnen 
leer sind. Er oder sie hat die Wahlurnen so zu 
verschließen und zu versiegeln, dass zwischen 
den Wahlzeiten der einzelnen Wahltage Stimm-
zettel weder eingeworfen noch entnommen wer-
den können. Während der Dauer der Wahlzeiten 
sollen je Wahlraum mindestens zwei vom Wahl-
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ausschuss bestimmte Personen ständig anwe-
send sein. Der Wahlausschuss bestimmt die be-
treffenden Personen spätestens bis zum dritten 
Tage vor dem jeweiligen Wahltag und teilt dies 
sofort dem Wahlleiter oder der Wahlleiterin mit. 

 
(3) Die Stimmabgabe kann nach einzelnen Wahlen 

und Standorten getrennt durchgeführt werden. 
Die Verwendung getrennter Wahlurnen ist zu-
lässig. 

 
§ 21 

Auszählung der Stimmen 
 

(1) Unmittelbar im Anschluss an die Wahl erfolgt 
durch den Wahlausschuss und unter seiner Kon-
trolle durch die von ihm dazu beauftragten Wahl-
helfer und Wahlhelferinnen die Auszählung der 
Stimmen. Sie ist öffentlich. Bei der Auszählung 
der Stimmen sind zunächst für jeden Wahlraum 
getrennt folgende Zahlen zu ermitteln und in eine 
Niederschrift aufzunehmen, die von den an der 
Auszählung beteiligten Personen zu unterschrei-
ben ist: 

1. Insgesamt abgegebene gültige und un-
gültige Stimmzettel, 

2. die auf alle Bewerber und Bewerberin-
nen eines jeden Wahlvorschlages ent-
fallenden Stimmen, 

3. für jeden Wahlvorschlag getrennt die 
auf die Bewerber und Bewerberinnen 
entfallenden Stimmen, 

4. die insgesamt abgegebenen gültigen 
Stimmen. Bei der Mehrheitswahl wird 
die Zahl der insgesamt gültigen und 
ungültigen Stimmzettel und die für je-
den Bewerber und jede Bewerberin 
sowie die insgesamt abgegebene Zahl 
der gültigen Stimmen ermittelt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. Die Niederschriften, die Vermerke 
über die Stimmabgabe, die Stimmzettel 
und das WählerInnenverzeichnis sowie 
alle sonst entstandenen Schriftstücke 
und Urkunden sind unmittelbar nach 
Fertigstellung der Niederschriften dem 
Wahlausschuss zu übergeben. 

 
(2) Ungültig sind die Stimmen, die als nicht für die 

Wahl her gestellt erkennbar sind. 
 

(3) Über den gesamten Zeitraum der Stimmabgabe 
hat der Wahlausschuss eine Niederschrift anzu-
fertigen, aus der alle für die Abstimmung und die 
Ermittlung des Wahlergebnisses wesentlichen 
Umstände hervorgehen müssen. Die Nieder-
schrift enthält mindestens 

1. die Namen der Mitglieder des Wahl-
ausschusses, die Namen der Schrift-
führer oder Schriftführerinnen und der 
Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen, 

2. die Zahl der in das WählerInnenver-
zeichnis eingetragenen Wahlberechtig-
ten, 

3. Beginn und Ende der Abstimmung, 
4. die Gesamtzahl der Abstimmenden, 
5. die Gesamtzahl der gültigen und ungül-

tigen Stimmzettel, 
6. die Gesamtzahl der gültigen Stimmen 

für jeden Wahlvorschlag, 
7. die Gesamtzahl der gültigen Stimmen 

für jeden Bewerber und jede Bewerbe-
rin, 

8. die Namen der gewählten Bewerber 
und Bewerberinnen, 

9. die Unterschriften der Mitglieder des 
Wahlausschusses und des Schriftfüh-
rers oder der Schriftführerin. Besonde-
re Vorkommnisse bei der Wahlhand-
lung oder bei der Feststellung des 
Wahlergebnisses sind in der Nieder-
schrift zu vermerken. 

 
§ 22 

Benachrichtigung der gewählten Bewerber und 
Bewerberinnen 

 
Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin benachrich-
tigt unverzüglich, spätestens jedoch am dritten 
Tage nach Feststellung des Wahlergebnisses, die 
gewählten Bewerber und Bewerberinnen und for-
dert sie auf, innerhalb einer Woche eine Erklä-
rung darüber abzugeben, ob sie ihre Wahl an-
nehmen. Gibt der oder die Gewählte bis zum Ab-
lauf der gesetzten Frist keine Erklärung ab, so gilt 
die Wahl zu diesem Zeitpunkt als abgelehnt. Mit 
der Benachrichtigung ist gleichzeitig das Wahler-
gebnis in der hochschulüblichen Form bekannt-
zumachen. 

 
§ 23 

Aufbewahrung der Unterlagen 
 

Die Wahlunterlagen sind bis zum Ablauf der 
nächsten Wahlen aufzubewahren. Die 
Wahlvorschlagslisten und Niederschriften sind 
fünf Jahre aufzubewahren. 

 
§ 24 

Wahlprüfung 
 

(1) Die Wahl ist mit der Bekanntmachung des Wahl-
ergebnisses unbeschadet eines Wahlprüfungs-
verfahrens gültig. 

 
(2) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahl-

berechtigte binnen 14 Tagen nach der Bekannt-
machung des Wahlergebnisses Einspruch erhe-
ben. Der Einspruch ist unter Angabe von Grün-
den dem Wahlleiter oder der Wahlleiterin schrift-
lich einzureichen. 

 
(3) Über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 

Wahl entscheidet das neugewählte Studieren-
denparlament. Seine Mitglieder sind auch dann 
nicht gehindert an der Entscheidung mitzuwirken, 
wenn sich die Feststellung der Gültigkeit der 
Wahl im Einzelfall auf ihre Wahl erstreckt. Die 
Vorbereitung seiner Entscheidung obliegt dem 
ständigen Wahlausschuss des Studierendenpar-
laments. 

 
(4) Wird die Feststellung des Wahlergebnisses für 

ungültig erachtet, so ist sie aufzuheben und eine 
neue Feststellung anzuordnen. 

 
(5) Die Wahl ist ganz oder teilweise für ungültig zu 

erklären, wenn wesentliche Bestimmungen über 
die Wahlvorbereitung, die Sitzverteilung, das 
Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfah-
ren verletzt worden sind, es sei denn, dass dies 
sich nicht auf die Sitzverteilung ausgewirkt hätte. 

 
(6) Wird das Ausscheiden eines Mitglieds aus einem 

Organ angeordnet, scheidet das Mitglied aus, so-
bald der Beschluss des Studierendenparlaments 
unanfechtbar geworden ist oder im verwaltungs-
gerichtlichen Verfahren rechtskräftig bestätigt 
worden ist. Die Rechtswirksamkeit der bisherigen 
Tätigkeit wird durch das Ausscheiden nicht be-
rührt. 
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(7) Wird im Wahlprüfungsverfahren die Wahl ganz 
oder teilweise für ungültig erklärt, so ist sie un-
verzüglich in dem in der Entscheidung bestimm-
ten Umfang zu wiederholen. 

 
§ 25 

Zusammentritt des Studierendenparlaments 
 

Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin hat das ge-
wählte Studierendenparlament zu seiner konstitu-
ierenden Sitzung einzuberufen. Die Sitzung findet 
spätestens am 25. Tage nach dem letzten Wahl-
tag statt. Vorlesungsfreie Zeiten werden ange-
rechnet. Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin leitet 
diese Sitzung bis zur Wahl des Präsidenten oder 
der Präsidentin des Studierendenparlaments. 

 
§ 26 

Wahlgrundsätze 
 

(1) Das Studierendenparlament wird von den Mit-
gliedern der Studierendenschaft in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, die 
mit Elementen der Personenwahl verbunden ist, 
gewählt. Briefwahl ist möglich. 

 
(2) Die Sitze werden auf die an der Wahl teilneh-

menden Gruppen nach dem Höchstzahlverfahren 
d'Hondt unter Anrechnung etwaiger in der Perso-
nenwahl errungenen Sitze verteilt. 

 
(3) Nach den Grundsätzen der Verhältniswahl ist zu 

wählen, wenn für eine Wahl mehrere gültige 
Wahlvorschläge eingegangen sind. 

 
(4) Der Wähler oder die Wählerin hat bei der Wahl 

der hochschulweiten Wahllisten für die Wahl zum 
Studierendenparlament die hochschulweite Wahl-
liste anzukreuzen, für die er seine oder sie ihre 
Stimme abgeben will. 

 
(5) Der Wähler oder die Wählerin hat bei den stand-

ortsbezogenen Wahllisten für die Wahl zum Stu-
dierendenparlament einen Kandidaten oder eine 
Kandidatin der Wahlliste anzukreuzen, dem er 
seine oder sie ihre Stimme geben will. Damit ist 
gleichzeitig die Liste gewählt. 

 
(6) Innerhalb der Listen sind die Sitze entsprechend 

vorstehenden Regelungen zu verteilen. 
 

(7) Nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl (Per-
sonenwahl) ist zu wählen, wenn für eine Wahl nur 
ein gültiger Wahlvorschlag eingegangen ist. 

 
(8) Auf dem Stimmzettel werden die Bewerber und 

Bewerberinnen in der Reihenfolge ihrer Benen-
nung aufgeführt. Der Wähler oder die Wählerin 
hat den Bewerber oder die Bewerberin anzukreu-
zen, dem er seine oder sie ihre Stimme geben 
will. 

 
§ 27 

Sitzverteilung 
 

(1) Im ersten Wahldurchgang (2011) werden fünf 
Mitglieder des Studierendenparlaments über 
hochschulweite Wahllisten von allen Wahlbe-
rechtigten, vier Mitglieder des Studierenden-
parlaments (je zwei Mitglieder aus den Hoch-
schulstandorten) von den Wahlberechtigten 
der jeweiligen Hochschulstandorte gewählt. 
Ab dem Jahr 2017/2018 werden sechs Mit-
glieder des Studierendenparlaments über 

hochschulweite Wahllisten von allen Wahlbe-
rechtigten, sechs Mitglieder des Studieren-
denparlaments (je drei Mitglieder aus den 
Hochschulstandorten) von den Wahlberechtig-
ten der jeweiligen Hochschulstandorte ge-
wählt. 

 
(2) Jeder und jede Wahlberechtigte hat bei der 

Ausübung des Wahlrechts zwei Stimmen; er 
oder sie gibt seine oder ihre Stimme für die 
hochschulweite Liste und eine weitere Stimme 
für die standortsbezogene Liste für die Wahl 
zum Studierendenparlament ab. 

 
(3) Die Stimme für eine Liste wird dadurch abge-

geben, dass ein Kandidat oder eine Kandidatin 
der Liste angekreuzt wird. 

 
(4) Maßgeblich für die Verteilung der fünf durch 

die hochschulweite Wahlliste zu besetzenden 
Sitze im Studierendenparlament 2010 ist die 
Zahl der auf die dieser Wahlliste entfallenden 
Stimmen. Diese Sitze werden nach dem 
d'Hondtschen Höchstzahlverfahren verteilt. 
Reicht die Anzahl der Sitze bei gleichen 
Höchstzahlen nicht aus, entscheidet das Los. 
Von der so ermittelten Anzahl der Sitze je 
hochschulweiter Wahlliste wird die Zahl der 
von den standortsbezogenen Wahllisten für 
die Wahl zum Studierendenparlament errun-
genen Sitze, die mit der betreffenden hoch-
schulweiten Wahlliste eine Listenverbindung 
eingegangen sind, abgerechnet. Die restlichen 
einer hochschulweiten Wahlliste zustehenden 
Sitze werden aus der hochschulweiten Wahl-
liste in der dort festgelegten Reihenfolge be-
setzt. Bewerber und Bewerberinnen, die über 
eine standortsbezogene Wahlliste für die Wahl 
zum in das Studierendenparlament gewählt 
worden sind, bleiben auf dieser Liste unbe-
rücksichtigt. 
Ab 2017/2018 steigt die Anzahl für die Vertei-
lung durch die hochschulweite Wahlliste zu 
besetzenden Sitze im Studierendenparlament 
auf insgesamt sechs Sitze. Das Verfahren der 
der Sitzverteilung bleibt gleich.  

 
(5) Die standortsbezogenen Wahllisten können 

eine Verbindung mit einer hochschulweiten 
Wahlliste eingehen. Geschieht dies nicht, so 
ist der Wahlvorschlag für die standortsbezo-
gene Liste zugleich eine hochschulweite Liste. 

 
(6) Die auf die einzelnen standortsbezogenen 

Wahllisten zum Studierendenparlament entfal-
lenden Stimmen pro Standort werden nachei-
nander durch 1, 2, 3 usw. dividiert. Auf die je-
weils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird so-
lange ein Sitz verteilt, bis die beiden Sitze je 
Standort verteilt sind. Reicht die Anzahl der 
Sitze bei gleichen Höchstzahlen nicht aus, 
entscheidet das Los. Innerhalb der Listen sind 
die Sitze auf die Kandidaten und Kandidatin-
nen zu verteilen, die die meisten Stimmen er-
halten haben. 

 
(7) In den Standorten errungene Sitze verbleiben 

einer hochschulweiten Wahlliste auch dann, 
wenn die Summe der überstandortsbezoge-
nen Wahllisten errungenen Sitze die Zahl der 
hochschulweiten Wahlliste zustehenden Sitze 
übersteigt. In einem solchen Falle erhöht sich 
die Zahl der Sitze im Studierendenparlament 
um die Unterschiedszahl (Überhangmandate). 
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§ 28 
Nachrücken von Kandidaten 

 
(1) Entfallen auf eine standortsbezogene Wahlliste 

für die Wahlen zum Studierendenparlament mehr 
Sitze als diese Kandidaten und Kandidatinnen 
enthält, fallen aufgrund der Listenverbindung der 
standortsbezogenen Wahlliste für die Wahlen 
zum Studierendenparlament mit einer hoch-
schulweiten Wahlliste die überschüssigen Sitze 
der hochschulweiten Wahlliste zu, mit der die 
standortsbezogene Wahlliste für die Wahlen zum 
Studierendenparlament eine Listenverbindung 
eingegangen ist. Enthält auch diese hochschul-
weite Wahlliste weniger Kandidaten und Kandida-
tinnen, als ihr Sitze zustehen, bleiben die Sitze 
unbesetzt. Die Zahl der Sitze im Stud-
ierendenparlament verringert sich entsprechend. 

 
(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Studieren-

denparlaments aus, das über eine standortsbe-
zogene Wahlliste für die Wahl zum Studieren-
denparlament gewählt wurde, so wird der Sitz 
demjenigen Kandidaten oder derjenigen Kandida-
tin der standortsbezogenen Wahlliste für die Wahl 
zum Studierendenparlament zugeteilt, der oder 
die nach dem Wahlergebnis unter den nicht be-
rücksichtigten Kandidaten und Kandidatinnen die 
meisten Stimmen hat. Ist die standortsbezogene 
Wahlliste für die Wahl zum Studierendenparla-
ment erschöpft, so wird der Sitz dem oder der 
nächsten nichtgewählten Kandidaten oder Kandi-
datin der hochschulweiten Wahlliste zugeteilt, mit 
dem die standortsbezogene Wahlliste für die 
Wahlen zum Studierendenparlament eine Listen-
verbindung eingegangen ist. Ist auch die hoch-
schulweite Wahlliste erschöpft, so bleibt der Sitz 
unbesetzt. Die Zahl der Sitze im Studierenden-
parlament verringert sich entsprechend. Scheidet 
ein über die hochschulweite Wahlliste gewähltes 
Mitglied des Studierendenparlaments aus, rückt 
der oder die nächste nichtgewählte Kandidat oder 
Kandidatin derselben hochschulweiten Wahlliste 
nach. Ist diese hochschulweite Wahlliste er-
schöpft, bleibt der Sitz unbesetzt. Die Zahl der 
Sitze im Studierendenparlament verringert sich 
entsprechend. 

 
§ 29 

Vorzeitige Neuwahlen 
 

(1) Vorzeitige Neuwahlen zum Studierendenparla-
ment finden statt 
1. auf Beschluss einer Urabstimmung 
2. wenn nicht bis zum 60. Tage nach Feststel-

lung des Wahlergebnisses ein AStA-
Vorstand gewählt ist. Vorlesungsfreie Zeit-
en werden eingerechnet. 

 
§ 30 

Inkrafttreten 
 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung in den amtlichen Bekanntmachungen der 
Hochschule Hamm-Lippstadt in Kraft. 

 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Prä-
sidenten vom 04.11.2014. 

 
Hamm, den 04.11.2014 

 
 

gez. Prof. Dr. Klaus Zeppenfeld 
Präsident der Hochschule Hamm-Lippstadt 

 
 


